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BGH 3 StR 33/23 - Beschluss vom 8. Marz 2023 (LG Diisseldorf)

Verjahrung (Tateinheit; strafscharfende Beriicksichtigung verjahrter Taten).

§ 78 StGB; § 46 StGB

Entscheidungstenor

1. Auf die Revision des Angeklagten wird das Urteil des Landgerichts Dusseldorf vom 8. November 2022 im
Schuldspruch dahin gedndert, dass die tateinheitliche Verurteilung wegen Kérperverletzung entfallt.

2. Die weitergehende Revision wird verworfen.

3. Der Beschwerdefihrer hat die Kosten des Rechtsmittels zu tragen.

Griinde

Das Landgericht hat den Angeklagten wegen schweren sexuellen Missbrauchs von Kindern in Tateinheit mit
Vergewaltigung und Korperverletzung, schweren sexuellen Missbrauchs von Kindern in drei Fallen und sexuellen
Missbrauchs von Kindern in drei Fallen unter Einbeziehung der im Strafbefehl des Amtsgerichts Duisburg vom 9. Februar
2022 verhangten Geldstrafe zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von zehn Jahren verurteilt.

1. Die erhobene Verfahrensbeanstandung ist unzuldssig, weil - wie der Generalbundesanwalt zutreffend ausgefiihrt hat -
die Revision es versdumt hat, den Inhalt des in Rede stehenden Beschlusses der Strafkammer vorzutragen.

2. Der Schuldspruch bedarf aus den vom Generalbundesanwalt in seiner Zuschrift naher dargelegten Grinden der aus

der Entscheidungsformel ersichtlichen Anderung; der Verfolgung des tateinheitlich verwirklichten Delikts der

Korperverletzung steht die insoweit eingetretene Verjahrung entgegen. Der Strafausspruch ist davon nicht bertihrt. Zum

einen hat das Landgericht die tateinheitliche Begehung der Kérperverletzung nicht strafscharfend berticksichtigt, zum

anderen konnen auch verjahrte Taten als schulderhthend in die Strafzumessung eingestellt werden (vgl. BGH,

Beschliisse vom 16. Marz 2022 - 2 StR 430/21, juris Rn. 6; vom 18. Oktober 1989 - 3 StR 173/89, BGHR StGB § 46
Abs. 2 Vorleben 11).

Im Ubrigen hat die auf die Sachriige veranlasste materiellrechtliche Uberpriifung des Schuld- und Strafausspruchs keinen
Rechtsfehler zum Nachteil des Angeklagten ergeben. Insbesondere ist entgegen dem Antrag des Generalbundesanwalts
nicht die Tagessatzhthe der einbezogenen Geldstrafe aus dem gesamtstrafenfdhigen Strafbefehl auf einen Euro
festzusetzen. Die rechtskréftig auf 20 Euro festgesetzte Tagessatzhéhe wird in den Griinden des landgerichtlichen Urteils
mitgeteilt (UA S. 3), sodass bereits deshalb fiir eine Nachholung der Bestimmung kein Anlass besteht.

3. Angesichts des nur geringfiigigen Erfolgs der Revision ist es nicht unbillig, den Angeklagten mit den gesamten Kosten
seines Rechtsmittels zu belasten (§ 473 Abs. 4 StPO).

11



	Rechtsprechung (hrr-strafrecht.de)
	BGH 3 StR 33/23 - Beschluss vom 8. März 2023 (LG Düsseldorf)
	Verjährung (Tateinheit; strafschärfende Berücksichtigung verjährter Taten).   § 78 StGB; § 46 StGB
	Entscheidungstenor
	Gründe



